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nichts anderes bestimmt ist und sofern die angegebenen Formvorschriften und 
Verfahren nicht im Widerspruch zu den wesentlichen Rechtsgrundsätzen des 

Vollstreckungsstaats stehen. "148 

Doch damit ist der Ermittlungsbehörde nicht unbedingt geholfen. Denn 
sie muss ja im Einzelfall feststellen, welche der angegebenen Form­
vorschriften und Verfahren nicht im Widerspruch zu den wesentlichen 
Rechtsgrundsätzen des Vollstreckungsstaats stehen. 

Hier liegt eine Crux der Europäischen Ermittlungsanordnung. Die eher 
diffuse Bestimmung des Art 9 verdeckt das Problem mehr als dass sie es 
löst. Was will die Regelung? Sollen die Vollstreckungsbehörden in den 
EU-Mitgliedstaaten tatsächlich maßgeschneiderte Ermittlungs­
maßnahmen anordnen, die alle Seiten befriedigen? Sollen sie das 
produzieren, was man im Umgangsdeutsch eine „eierlegende 
Wollmilchsau" nennt? Eine (vermeintliche) Lösung, die „nur Vorteile 
bringt, alle Bedürfnisse befriedigt, allen Ansprüchen genügt" - ein 
Hybridwesen, das Eigenschaften von Huhn (Eier legen), Schaf (Wolle 
liefern), Kuh (Milch geben) und Schwein (Fleisch) in sich vereint. Müsste 
im Beispielsfall die Staatsanwaltschaft Wien den einheimischen 
Wirtschaftsprüfer zu einer Vernehmung nach englischem Recht laden, ihn 
nach englischem Recht belehren, allenfalls anwesenden Beschuldigten 
oder Verteidigern erlauben, sich nach englischem Recht zu verhalten -
aber immer nur so weit, dass die wesentlichen Rechtsgrundsätze 
Österreichs nicht angetastet werden? 

Art 9 Abs 2 erscheint als ein am grünen Tisch ersonnener Kompromiss, 
der gut gemeint sein mag, in der Praxis aber wohl Verfahrensrechte von 
Individuen ebenso gefährden dürfte wie Verfahrenssicherungen für 
eine ordnungsgemäße Tatsachenfeststellung.149 Denn einerseits soll die 
neue Perspektive die Maßgeblichke.it der Rechtsordnung des An­
ordnungsstaates so weitgehend wie möglich etablieren.150 Andererseits 
soll die Rechtsordnung des Vollstreckungsstaates doch nicht seine 

148 Dazu etwa: Zimmermann, ZStW 127 (2015) 143, 150. 
149 Vgl insbesondere zur Gefährdung von Verfahrenssicherungen: Zimmermann, 
ZStW 127 (2015) 143, 150; Schünemann/Roger, (KOM [2009] 624 endg.), ZIS 2010, 
92 ff.; European Criminal Initiative, 2014, 51 ff. 
150 Dieses Anliegen ist den EU-Staaten nicht unbekannt. Bereits Art 4 EU RhÜbk hat 
diese Herangehensweise vorgezeichnet: Es gilt ,forum regit actum", das 
prospektive Gerichtsort bestimmt die Verfahrensvorgaben. Beweisrechtshilfe soll 
wirklich eine Hilfe sein. 
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Geltung verlieren. Die in diesem Bemühen durch Art 9 Abs 2 statuierte 
Regelung ist nicht nur verfahrensrechtlich prekär, weil sie die an einem 
Strafverfahren Beteiligten in die beste oder in die schlechteste aller 
Welten-jedenfalls in eine unbekannte Welt-führen kann. Die Regelung 
ist darüber hinaus für die Rechtspraxis ohne konkretisierende 
Vorgaben praktisch kaum erfüllbar. Woher sollen die vor Ort mit der 
Durchführung der Ermittlungsanordnung betrauten Beamten wissen, 
wie sie die gewohnten Ermittlungsmaßnahmen durch Fremdelemente 
variieren und sie dann allenfalls wieder mit Rücksicht auf „wesentliche 
Elemente" ihrer Rechtsordnung müssen, ohne dass 
dadurch das justizförmige Verfahren gänzlich aufgelöstwird?151 

Vor diesem Hintergrund ist der Vorschlag der österreichischen 
Delegation im Rat zu verstehen,15z ein Handbuch für die Rechtspraxis 
auszuarbeiten, welches die spezifischen Voraussetzungen einer jeden 
Ermittlungsmaßnahme in jedem Mitgliedstaat aufführt, um den 
Justizpraktikern mittels Checklisten schnell die Möglichkeit zu geben, 
Vollstreckbarkeit und Erfolgsaussichten einer Europäischen Ermitt­
lungsanordnung abzuschätzen.153 . In die gleiche Richtung geht der 
deutsche Vorschlag, die unabdingbaren Mindestvoraussetzungen 
explizit in das deutsche Rechtshilfegesetz aufzunehmen.154 

3. 7. Praktikabilität und Individualrechtsschutz 

Die Möglichkeit zur Kombination der Rechtsvoraussetzungen von 
Anordnungs- und Vollstreckungsstaat soll wohl vor allem sicherstellen, 
dass die Ermittlungsanordnung effizient und gleichzeitig unter 
Beachtung beider involvierter Rechtsordnungen funktionieren kann. 
Gerade in der Kombination liegt die Herausforderung. Die Aufforderung 
zur gleichzeitigen Anwendung zweier Rechtsordnungen birgt nicht nur 
rechtsdogmatisches Konfliktpotential, sondern auch rechtspraktische 

151 Vgl Gless, ZStW 125 (2013), 573, 593 ff. 
152 Ratsdok. 9968/14, S. 6. 
l53 Vgl zu weiteren Vorschlägen zur Behebung der Rechtsunsicherheit: Brodowski, 
ZIS 2015, 79, 96. 
154 Siehe Böse, ZIS 2014, 152, 154; Zimmermann, ZStW 127 (2015) 143, 151. 
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Probleme.155 Denn eine gleichzeitige Anwendung von lex loci und lex 
fori ist in Fällen divergierenden Rechts nicht möglich.156 Fehlen 
Vorgaben zur Hierarchisierung der Rechtsregeln, erscheint es zudem 
willkürlich, ob die Betroffenen bei entsprechender Kombination in die 
beste aller Welten oder bei anderer Komposition in die schlechteste 
aller Welten geraten. Das zeigt nicht nur der Blick auf Beschuldigte, 
sondern auch auf Zeugen: Soll im Beispielsfall eine Vernehmung nach 
Maßgabe des englischen Rechts durchgeführt werden, um ein 
Beweismittel mit der für England passenden Rechtskonnotation zu 
erhalten, dann muss man streng dem englischen Recht folgen, und es 
entsprechend in Österreich praktizieren. Würde jedoch die Wiener 
Staatsanwaltschaft tatsächlich einen ortsansässigen Wirtschaftstreu­
händer für eine englische Vernehmung in Österreich vorladen, dann 
würde sich der Vorgeladene wohl sehr wundern und sich fragen, ob das 
möglich sei, da er ja nach österreichischem Recht ein Zeugnisver­
weigerungsrecht geltend machen kann.157 

Er fragt mit Recht.158 Denn es war gerade ein Anliegen während der 
Gesetzgebungsarbeiten, dem Individualrechtsschutz Rechnung zu 
tragen.159 Deshalb wurden etwa in die Versagungsgründe nach Art 11 
RL EEA individualrechtsschützende Gründe aufgenommen. So kann 
etwa « ... die Anerkennung oder Vollstreckung einer EEA im 
Vollstreckungsstaat versagt werden, wenn nach dem Recht des 
Vollstreckungsstaats Immunitäten oder Vorrechte bestehen, die es 
unmöglich machen, die EEA zu vollstrecken ... » 

Generell wird eine Europäische Ermittlungsanordnung nicht 
vollstreckt, bei entgegenstehenden Immunitäten und Vorrechten, bei 
Gefährdung von wesentlichen nationalen Sicherheitsinteressen, bei 
bestimmten parallelen Strafverfahren /ne bis in idem,160 sowie bei 
eigener Strafverfolgung des Vollstreckungsstaates (Primat des 

155 Zur Problematik bei der Umsetzung der Europäischen Beweisanordnung siehe 
Mavany, Die Europäische Beweisanordnung und das Prinzip der gegenseitigen 
Anerkennung, 138 ff. 
156 Gless, ZStW 125 (2013), 573 ff. 
157 § 157Abs1Ziff2 StPO. 
158 Grundlegend zur Entwicklung vereinheitlichter europäischer Beweisprinzipien, 
die den Beschuldigtenschutz integrieren: Jackson/Summers, 367 ff. 
159 Vgl Art 10 Abs 1 Initiative EB-EEA sowie Art 9 Abs 1 Initiative EB-EEA. 
160 Dazu etwa Brodowski, ZIS 2015, 79, 94. 
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Territorialitätsprinzips )161 oder bei einem Verstoß gegen den 
europäischen ordre public.162 

Insgesamt überwiegen bei den Versagungsgründen zwar Gründe, die 
eher dem Schutz staatlicher Interessen als dem von 
Individualinteressen dienen.163 Doch ein besonderes Bemühen um den 
Individualrechtsschutz wird deutlich, insbesondere in den - wenngleich 
noch vereinzelten - Meistbegünstigungsklauseln: Nach Art 24 Abs 5 lit e 
dürfen Zeugen bei grenzüberschreitenden Video- oder Telefon­
vernehmungen Zeugnisverweigerungsxechte sowohl nach dem 
Vollstreckungs- als auch nach dem Anordnungsstaat geltend machen.164 

Dieses Detail führt vor Augen, dass die Europäische Ermittlungs­
anordnung den Konflikt zwischen Individualrechtsschutz und Effizienz 
der Strafverfolgung bei der grenzüberschreitenden Strafverfolgung 
nicht prinzipiell, sondern einzelfallorientiert und punktuell zu lösen 
versucht. 

Die Europäische Ermittlungsanordnung schafft - mit anderen EU­
Instrumenten - einen neuen Raum der europäischen Strafverfolgung. 
Darin scheint es aber eher zufällig, wer durch Meistbegünstigung in die 
beste aller Welten kommt, und wer - mangels strikter schützender 
Formen - in die schlechteste aller Welten zu fallen droht Dazwischen 
mag es viele Mittellösungen geben. Aber keine Lösung bringt „nur 
Vorteile, befriedigt alle Bedürfnisse" - die eierlegende Wollmilchsau gibt 
es nicht 

161 Ist eine Straftat außerhalb des Anordnungsstaats, aber ganz oder teilweise im 
Hoheitsgebiet des Vollstreckungsstaats begangen worden, so kann einer 
Ermittlungsanordnung auch entgegen gehalten werden, dass es an der Strafbarkeit 
im Vollstreckungsstaat und damit an der beiderseitigen Strafbarkeit fehle 
162 Der Ablehnungsgrund des Verstoßes gegen den europäischen ordre public 
ergänzt (Art 11Abs1litf)RL2014/41/EU) wurde erst in den Endverhandlungen 
aufgenommen; dazu etwa Brodowski, ZIS 2015, 79, 94; zum ordre public-Vorbehalt 
im Rahmen der europäischen Beweisanordnung siehe Mavany, Die Europäische 
Beweisanordnung und das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung, 131 ff (2012). 
163 Das Primat des Territorialstaats wurde in den Endverhandlungen noch 
verschärft (Art 11Abs1 lit d), lit e) RL 2014/41/EU) 
164 Die Forderung nach einer Meistbegünstigung haben bereits früh erhoben 
Ahlbrecht/ Lagodny, StraFo 2003, 329 ff, 334; ausführlich dazu in jüngerer Zeit: 
Arnold, Grenzüberschreitende Strafverteidigung in Europa, 13 f. 
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3.8. Zwischenergebnis 

Als Zwischenergebnis lässt sich damit festhalten: Die EEA verlängert die 
Arme der Verfahrensbeteiligten in den EU-Staaten (entsprechend den 
ihnen im nationalen Recht an die Hand gegebenen Mitteln): Sie können 
künftig grenzüberschreitend Ermittlungsmaßnahmen anordnen und 
Beweismittel zur Klärung eines Tatverdachts erlangen. Primäres 
Anliegen der Verkehrsfähigkeit von Ermittlungsanordnungen ist: 
Beweisrechtshilfe soll echte Hilfe bei der Sachverhaltsaufklärung 
sein.165 Deshalb sind angeordnete Ermittlungen so weit wie möglich 
nach Maßgabe des Anordnungsstaates durchzuführen, obwohl sie 
formal Maßnahmen des Vollstreckungsstaates sind.166 Diese 
Aufspaltung führt jedoch zu vielfältigen Konflikten. Zum ersten teilt die 
RL dementsprechend den Rechtsweg, so dass die Betroffenen die 
sachlichen Gründe für die Anordnung einer EEA im Anordnungsstaat, 
aber Einwände gegen die Vollstreckung im Vollstreckungsstaat geltend 
machen müssen.167 Darüber hinaus müssen unterschiedliche materielle 
Prüfungsstandards angewendet werden. Die Richtlinie bietet keinen 
generellen Lösungsansatz an, der es dem Einzelnen erleichtern würde, 
vor einem Gericht alle Einwände gegen eine Ermittlungsmaßnahme 
kohärent vorzutragen. 

3.9. Konstitutionalisierung des Beweistransfers in 
der EU? 

Es stellt sich die Frage, wie eine adäquate . Schnittstelle, ein 
Grenzübertritt, für Beweismittel, die aus fremden Wassern stammen, 
definiert werden kann. Dafür bedarf es eines Ausgleichs zwischen 
Effizienz der Strafverfolgung und Interessen der Betroffenen im 
komplexen Bereich der Sachverhaltsfeststellung im Strafverfahren. 
Notwendig erscheint ein generell-abstrakter Ansatz, um tatsächlich eine 
gegenseitige Anerkennung von Ermittlungsmaßnahmen und damit di~ 

165 Burchard, in Beck/Burchard/Fateh-Mayhadam (Hrsg), Strafrechtsvergleichung 
als Problem und Lösung, 275, 278 f; Zimmermann, ZStW 127 (2015) 143, 148. 
166 Vgl zur Gesamtproblematik: Böse, ZIS 2014, 152, 154 f; Mavany, Die 
Europäische Beweisanordnung und das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung, 
74. 
167 Dazu ausführlich: Böse, ZIS 2014, 152, 158 ff. 
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Verwertbarkeit von grenzüberschreitend erlangten Beweisen zu 
sichern.168 Die Richtlinie selbst sieht lediglich ein sehr grobes Raster für 
einen Ausschluss bestimmter Anordnungen vor: Der in Art 11 RL EEA 
skizzierte Weg ist nur bei Vorliegen eines der ausdrücklich genannten 
Versagungsgründe offen und erscheint als zu eng; auch die in Art 10 Abs 
3 RL. EEA genannte Möglichkeit eines Ausweichens auf eine weniger 
invasive Ermittlungsmaßnahme, auf ein milderes Mittel, setzt ein 
Stufenverhältnis verschiedener Ermittlungsmaßnahmen voraus, das 
nur in bestimmten Konstellationen einer grenzüberschreitenden 
Beweiserhebung gegeben sein wird. Notwendig ist jedoch darüber 
hinaus ein Korrektiv für das mit der Sachverhaltsfeststellung betraute 
Gericht in den Fällen, in denen es ein in einem anderen EU-Land 
erhobenes Beweismittel als „prekär" für die eigene Wahrheitsfindung 
erkennt. Wenn etwa im Beispielsfall die Staatsanwaltschaft Wien den 
einheimischen Wirtschaftstreuhänder zu einer Vernehmung nach 
englischem Recht lädt, den eigens aus England angereisten Straf­
verteidiger aber nur in einer analogen Anwendung von§ 164 Abs 2 StPO­
AU - nach abarbeiten des Fragenkatalogs des Serfaus Fraud Office -
ergänzend zu Wort kommen lässt, und ihn nicht - wie dem englischen 
Parteiverfahren eigentlich angemessen - durch eigene Fragen ein eigenes 
Bild der Geschehnisse zeichnen lässt, oder aber wenn die Vernehmung 
nicht auf Tonband aufgenommen wird etc, wird sich der englische 
Beschuldigte aufgrund einer Beweisaufnahme, die österreichische und 
englische Elemente enthält, allenfalls in seinem Recht auf eine nach 
seinem Verfahrensrecht justizförmige Beweisaufnahme benachteiligt 
sehen. · 

Es stellt sich vor diesem Hintergrund grundsätzlich die Frage nach 
einem Korrektiv für den Konflikt zwischen Effizienz der Strafverfolgung 
durch „Erweiterung der Fischereirechte" über die Grenzen hinaus und 
dem Schutz der Interessen von betroffenen Individuen durch ein klar 

168 Vgl zur Problematik etwa: Burchard, in Beck/ Burchard/ Fateh-Mayhadam 
(Hrsg), Strafrechtsvergleichung als Problem und Lösung, 275, 281. Anders als die 
„Europäische Beweisanordnung" erhebt die EEA nicht den Anspruch eine ' 
Schnittstelle zwischen den nationalen Strafrechtsordnungen (klar zugunsten einer 
Verwertbarkeit) zu definieren. Grundsätzlich fehlen Rechtsregelungen betreffend 
Auslandsbeweise. Lediglich im Schweizer Strafgesetzbuch findet sich mit Art 148 
eine Regelung darüber, wie eine Modifikation des Fragerechts im Ausland bei einer 
Beweisverwertung im Inland zu bewerten ist. 
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festgelegtes, justizförmiges Verfahren. Welche Optionen existieren für 
ein solches Korrektiv? 

3.10. Einzelfallentscheidung und Grundrechtsprüfung 

Die Richtlinie sieht - in Konkretisierung des Grundrechtes auf 
Rechtschutz nach Art 4 7 Grundrechtecharta - in Art 14 vor, dass gegen 
die Anordnung und gegen die Vollstreckung einer EEA Rechtsmittel 
eingelegt werden können.169 Ersteres kann im Anordnungsstaat 
geschehen, letzteres im Vollstreckungsstaat. In beiden Konstellationen 
ist der gleiche Rechtsschutz zu gewähren, wie er in der jeweiligen 
Situation gegen eine innerstaatliche Maßnahme gewährt würde. Die 
Richtlinie gibt also - jenseits ausnahmsweise etablierter Voll­
streckungsgrenzen nach Unionsrecht170 - keinen spezifischen Rechts­
schutz und insbesondere kein differenziertes, europäisch-einheitliches 
materielles Prüfungsraster vor. Nach den Erfahrungen mit anderen 
Instrumenten gegenseitiger Anerkennung, insbesondere mit dem 
Europäischen Haftbefehl (EuHB), hätte man hier mehr erwartet. 
Lediglich wenige Prüfungspunkte wurden ausdrücklich verankert, die 
bei dem Balanceakt des Austarierens der Interessen an einer effizienten 
Strafverfolgung einerseits und dem Schutz von betroffenen Individuen 
andererseits zu beachten sind. So wird etwa ausdrücklich festgelegt, 
dass der Anordnungsstaat eine Verhältnismäßigkeitsprüfung171 

durchzuführen hat.172 Das Problem der faktischen Rechtsdurchsetzung 
wird jedoch ebenso wenig angesprochen173 wie die Frage einer 
vereinheitlichten Dogmatik der Beweisverwertungsverbote174 • Vor dem 
Hintergrund dieses Versäumnisses ist wohl die Forderung nach einer 
Konstitutionalisierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in 
der EU, insbesondere auch im Bereich der grenzüberschreitenden 
Beweissammlung zu sehen.115 Gefordert wird eine umfassend angelegte 

169 Zum Problem der damit verbundenen Rechtswegsplittung: Böse, ZIS 2014, 152, 
154 f; Mavany, Die Europäische Beweisanordnung und das Prinzip der 
gegenseitigen Anerkennung, 7 4. 
170 Dazu etwa: Böse, ZIS 2014, 152, 154 f. 
171 Dazu etwa Böse, ZIS 2014, 152, 158 f. 
172 Art 6 Abs 1 RL EEA. 
173 Böse, ZIS 2014, 152, 161 f. 
174 Schuster, STV 2015, 393, 398. 
175 Vgl dazu Burchard, Die „Enthegung" kollektiver Herrschaftsgewalt durch ein 
Recht der extraterritorialen Beweiserhebung, 382 ff. 
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und kohärente Regelung, welche den Strafverfolgungsbehörden und 
den Rechtsunterworfenen größere Rechtssicherheit vermittelt. Denn es 
gibt gute Gründe dafür, dass alle EU-Staaten ausdifferenzierte 
Strafprozessordnungen haben, die eine justizförmige Strafrechtspflege 
sicherstellen sollen. So lautet etwa § 91 Abs 2 der österreichischen 
Strafprozessordnung: Die Beweisaufnahme „ist nach der in diesem 
Gesetz vorgesehenen Form entweder als Erkundigung oder als 
Beweisaufnahme durchzuführen" und verweist damit auf ein 
engmaschiges Regelwerk und beschränkt sich nicht auf eine General­
klausel: „ Ermittlung ist jede Tätigkeit9er Kriminalpolizei, der Staats­
anwaltschaft oder des Gerichts, .. „ Sie ist in geeigneter Form unter 
Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes durchzuführen." 

3.11. Konstitutionalisierung des Beweistransfers in 
der EU 

Meines Erachtens sollte der europäische Gesetzgeber nun den nächsten 
Schritt gehen und in möglichst klaren Vorgaben skizzieren, wie 
Strafverfolgungseffizienz einerseits und Individualrechtsschutz 
andererseits auszubalancieren sind und dadurch einen europäischen 
ordre public lancieren, wie er in der RL EEA vorausgesetzt wird. 

Hier kann heute an verschiedene Initiativen, Grünbüchern und 
Richtlinien angeknüpft werden. Denn während zu Beginn des Umbaus 
der Rechtshilfe im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, 
wenn nicht ausschließlich, so doch vornehmlich die Effizienz der 
Strafverfolgung durch eine gegenseitige Anerkennung von Justiz­
entscheidungen im Vordergrund stand, besinnt man sich seit ein paar 
Jahren zurück auf den Individualrechtsschutz. 

Das gilt nicht nur für die europäische Ebene, sondern auch für nationale 
Rechtsordnungen und die internationale Diskussion, oder wie es der 
deutsche BGH ausdrückt:176 Es entspreche „dem mittlerweile ganz 
überwiegenden völkerrechtlichen Verständnis", „den Einzelnen als 
Subjekt des Völkerrechts anzuerkennen und seine Interessen im 
Rahmen des Rechtshilferechts zu berücksichtigen."177 

176 BGH Beschl. v. 21.11.2012 -1StR310/12, Rn 38. 
177 BGH Beschl. v. 21.11.2012 -1StR310/12, Rn 23 und 25. 
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Diese Forderung kann im europäischen Raum an Vorgaben in den EU­
Verträgen sowie an die EU-Grundrechte-Charta angeknüpft werden. 
Wenngleich beide - vergleichbar der EMRK - nur punktuell aus­
drücklich Schutz bieten, wie etwa durch die in Art 48 Abs 2 der EU­
Grundrechtecharta verbürgten „Verteidigungsrechte".178 Hier fehlt 
beispielsweise ein Rechtsschutz für Zeugen. Aber auch mögliche Zeugen 
bedürfen einer gesicherten Rechtsposition: Sie können an der 
mutmaßlichen Tat ganz unbeteiligt sein und werden eher zufällig als 
Adressaten von Ermittlungsmaßnahmen fremdem Recht unterworfen, 
das für sie belastender sein kann als das Recht ihres Aufenthaltsstaates. 
Es stellt sich immer wieder die gleiche Frage: 

Rechtfertigt der Umstand, dass ein Beweis mit passender Rechts­
konnotation für ein englisches Strafverfahren in Österreich gesammelt 
werden soll, eine Fremdrechtsanwendung, resp. in welchem Umfang ist 
eine Fremdrechtsanwendung gerechtfertigt und wann muss sich ein Staat 
schützend vor die Adressaten von Ermittlungsmaßnahmen stellen, damit 
nun nicht sie Gefahr laufen, in die schlechteste aller Welten zu geraten? 

Diese Frage wird sich für die nationalen Ermittlungsbehörden in vielen 
Einzelfällen stellen. 

Vor diesem Hintergrund erschließt sich die Forderung .nach einer 
gemeinsamen Entwicklung unionsrechtlicher Standards für den Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts.179 · 

Die Konstitutionalisierung der europäischen Strafverfolgung ist ein 
notwendiger Schritt, um die Interessen der Strafverfolgung und des 
Individualrechtsschutzes auszubalancieren. 

178 RL ABI s.a. RL 2011/36/EU vom 5.4.2011 zur Verhütung und Bekämpfung des 
Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer, ABI L 101 vom 15.4.2011, 1. 
119 Ahlbrecht, StV 2013, 114 (118); Gless, ZStW 125 (2013) 573 (585 ft); Böse, ZIS 
2014, 153. 
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Unsere Ausgangsfrage lässt sich also wie folgt beantworten: 

Die Europäische Ermittlungsanordnung eröffnet eine große Chance für 
eine europaweite Beweissammlung in Strafverfahren, denn sie bietet 
die Möglichkeit einer neuen Art der Beweisrechtshilfe, die vor allem an 
Hilfeleistung orientiert ist. Das könnte zu einem dynamischen Umbruch 
in der Beweisrechtshilfe führen, zumal wenn in Zukunft tatsächlich auch 
eine Europäische Staatsanwaltschaft grenzüberschreitend Ermittlun­
gen anordnen würde. 

Durch die gegenseitige Anerkennung von Ermittlungsanordnungen 
exponieren die Staaten jedoch ihre Bürgerinnen und Bürger. Denn diese 
werden nicht nur dem eigenen, sondern auch fremdem Recht 
unterworfen. Sie bedürfen eines neuen Rechtsschutzes, damit sie nicht 
in die schlechteste aller möglichen Welten geraten. Um eine Balance zu 
finden wird man sich auf rechtspolitischer, rechtspraktischer und 
rechtswissenschaftlicher Ebene um eine europäische Konstitutionali­
sierung der grenzüberschreitenden Beweiserhebung bemühen müssen. 
Das heißt: Es gilt einen europaweit anerkannten Wertekonsens zu 
ermitteln, der effiziente Strafverfolgung und Rechte der Betroffenen 
austariert: Brauchen Wirtschaftstreuhänder ein Zeugnisverweigerungs­
recht oder nicht? Wie ist es mit katholischen Priestern? Sollen Verteidiger 
während einer Vernehmung stumm dasitzen oder sich aktiv einmischen? 

Grenzenlos fischen? Darf man das? Die Frage provoziert schnell die 
Antwort: „N ein!" Damit sich diese Antwort in dem sich langsam 
europäisierenden Recht der grenzüberschreitenden Beweissammlung 
niederschlägt, bedarf es jedoch noch vieler Anstrengungen. Die 
schützenden Formen eines (traditionell nationalen) Strafverfahrens 
müssen konsequent in einen Rechtsraum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts übersetzt werden. Was diese Überlegung rechts­
praktisch für die Umsetzung der RL EEA bedeuten, weiß man in 
Österreich wahrscheinlich am besten. Es handelte sich bei der Euro­
päischen Ermittlungsanordnung von Anfang an auch um eine 
österreichische Initiative.rno 
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